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VERWALTER-MONITOR:
FERNABLESBARE MESSGERÄTE UND UNTER-
JÄHRIGE VERBRAUCHSINFORMATION (UVI) – 
INWIEWEIT GELINGT DIE UMSTELLUNG? 
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Verbrauch kennen,  
Verbrauch senken.
Mit EcoTrend – der smarten Verbrauchsinformation.

EcoTrend zeigt Ihren Bewohnern, wie viel Wärme und Warm-
wasser sie verbrauchen. So können sie gezielt Energie sparen 
und den CO2-Ausstoß senken. Sie erfüllen mit EcoTrend die  
gesetzliche Pflicht zur monatlichen Verbrauchsinformation. 

Wir geben Häusern eine Zukunft.

Mehr auf 
ista.de/ecotrend
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SEHR GEEHRTE DAMEN UND HERREN,
LIEBE IMMOBILIENVERWALTUNGEN,

die Umsetzung der Novelle der Heizkostenverordnung (HKVO) stellt die Branche vor Herausforderungen. Insbesondere die 
Umrüstung auf fernablesbare Messgeräte und die Verpflichtung zur unterjährigen Verbrauchsinformation (uVI) erfordern 
rechtzeitige Planung und Maßnahmen, um die gesetzliche vorgegebene Frist zum 31. Dezember 2026 einzuhalten. 

Die Einführung von fernablesbarer Messtechnik ist dabei Teil der Umsetzung der europäischen Energieeffizienz-Richtlinie 
(EED) in nationales Recht. Ziel der Bundesregierung ist es, den Energieverbrauch transparenter zu gestalten und so Anreize für 
energieeffizientes, ressourcenschonendes Verhalten beim Verbraucher zu schaffen und den steigenden Energiekosten ent-
gegenzusteuern. Die Richtlinie soll aber auch eine Grundlage für eine moderne und klimafreundliche Gebäudebewirtschaftung 
darstellen und ist Basis für datenbasierte Dienstleistungen in Gebäuden, die langfristig Energiekosten, CO2-Emissionen und 
Arbeitsaufwand senken können. 

Die Umfrageergebnisse zeichnen allerdings ein ambivalentes Bild – nur 10 Prozent der befragten Unternehmen bestätigen, 
dass die Umstellung auf fernablesbare Messtechnik und auf die unterjährige Verbrauchsinformation bisher zu einer Änderung 
des Verbraucherverhaltens geführt hat oder Anstoß für Energieeffizienzmaßnahmen ist. 

Optimistisch stimmt, dass ein hoher Prozentsatz der Verwaltungen die Vorgaben der HKVO in der gesetzten Frist umsetzen kann. 

Nicht nachvollziehen kann ich aber, dass noch nicht einmal 20 Prozent der mehr als 300 teilnehmenden Unternehmen sich 
den Aufwand für die Bereitstellung der uVI vergüten lassen. Das muss anders werden, und lässt sich in einem Verwaltervertrag 
durchaus regeln.

Mit freundlichem Gruß

Martin Kaßler
VDIV-Geschäftsführer

Berlin, im März 2025

Martin Kaßler
Geschäftsführer VDIV Deutschland
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7 KEY FACTS

Die Umsetzung der Novelle der Heizkostenverordnung (HKVO) stellt die Branche vor Herausforderungen. Insbesondere die Umrüstung auf fernablesbare 
Messgeräte und die Verpflichtung zur unterjährigen Verbrauchsinformation (uVI) erfordern rechtzeitige Planung und Maßnahmen, um die Frist zum 
31. Dezember 2026 einzuhalten. Um einen Überblick über den aktuellen Stand der Umsetzung in Wohnungseigentümergemeinschaften (WEG) und Miet-
objekten zu gewinnen und mögliche Hindernisse zu identifizieren, hat der VDIV Deutschland in einer weiteren Umfrage des Verwalter-Monitors in diesem Jahr 
Immobilienverwaltungen um ihre Erfahrungen mit der Umrüstung von Liegenschaften auf fernablesbare Technologie und der Einführung der uVI gebeten.

DIE 10 KEY FACTS:

•	 23 Monate vor Fristablauf sind mehr als die Hälfte (58,1 %/61,3 %) der verwalteten WEG-Einheiten sowie Miet-Einheiten der teilnehmenden Immobilien-
verwaltungen bereits mit fernauslesbaren Geräten ausgestattet.

•	 Der größte Hinderungsgrund für die Umrüstung (54,7 % der teilnehmenden Unternehmen) wird mit großem Abstand in den mangelnden Ausrüstungs-
kapazitäten bei den ausführenden Dienstleistern (i.d.R. Messdienstleister) oder Handwerksunternehmen gesehen.

•	 81,0 % der Immobilienverwaltungen gehen davon aus, die Frist für Ihre WEG-Objekte einhalten zu können, aber v. a. jedes zweite große Unternehmen 
ab 3.000 VE (52,4 %) nur mit größeren Anstrengungen.

•	 Mehr als die Hälfte (53,5 %) der Verwaltungen werden ihre verwalteten Miet-Objekte problemlos bis Ende 2026 ausgestattet haben, ein knappes 
Drittel (31,0 %) nur mit größeren Anstrengungen.

•	 Derzeit erhalten durchschnittlich 31,5 % des verwalteten WEG-Bestandes sowie 39,1 % der verwalteten Mietwohnungen die uVI regelmäßig, obwohl im 
Mittel bereits 58,1 % des WEG- und 61,3 % des Miet-Bestandes mit fernauslesbaren Geräten ausgestattet sind.

•	 Mehr als die Hälfte der teilnehmenden Immobilienverwaltungen (53,3 %) stellt die uVI den Bewohnern über ein digitales Kundenportal zur Verfügung. Fast 
jedes vierte Unternehmen (23,5 %) stellt überwiegend noch gar keine uVI bereit, überdurchschnittlich häufig (39,3 %) kleinere Verwaltungen mit < 400 VE.

•	 Die größten Herausforderungen bei der Umsetzung der uVI liegen in der Datenverarbeitung, dem erhöhten Zeitaufwand für die Kommunikation mit 
Eigentümern/Mietern, Widerstand oder mangelnde Akzeptanz bei Mietern/Eigentümern und der technischen Umsetzung.

•	 Bisher lassen sich insgesamt nur 17,9 % der teilnehmenden Immobilienverwaltungen die Bereitstellung der uVI vergüten, wobei es unter den Unternehmern 
ab 3.000 Einheiten Verwaltungsbestand bereits 33,3 % sind.

•	 Den zusätzlichen Verwaltungsaufwand, der für die Einführung der uVI bisher entstanden ist, schätzen mehr als zwei Drittel der teilnehmenden Immo-
bilienverwaltungen (68,8 %) als sehr hoch (33,3 %) oder hoch (35,5 %) und für die Umrüstung auf fernauslesbare, interoperable Messtechnik mehr als die 
Hälfte (52,7 %) als sehr hoch (16,1 %) oder hoch (36,7 %) ein.

•	 Als langfristig größte Nachteile in der Einführung von fernablesbaren Geräten und der uVI werden die steigenden Koste für die Technik sowie Heiz-/
Betriebskostenabrechnung (47,0 %) sowie erhöhter Personalaufwand (31,7 %) gesehen, als Vorteil allerdings von 43,2 % auch die höhere Transparenz für den 
Nutzer. Das eigentlich angestrebte Ziel der Bundesregierung einer verbesserten Energieeffizienz bestätigt aber nur jedes zehnte Unternehmen (10,7%). 



ERGEBNISSE
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WEG-Verwaltung

•	 Im Mittel sind 58,1 % der verwalteten WEG-Einheiten der teilnehmenden 
Unternehmen bereits mit fernauslesbaren Geräten ausgestattet, wobei 
der Anteil bei Unternehmen ab 3.000 verwalteten Einheiten etwas geringer 
(54,9 %) und bei Unternehmen mit 1.000 – 2.999 VE am höchsten (62,9 %) ist.

•	 3,8 % der teilnehmenden Immobilienverwaltungen haben noch in keiner 
WEG-Einheit umgerüstet, das entspricht 0,9 % aller von den teilnehmenden 
Unternehmen verwalteten WEG-Einheiten, da es sich vorrangig um Immo
bilienverwaltungen mit weniger als 400 VE handelt (10,0 % dieser Gruppe).

•	 Jede zehnte (10,6 %) Immobilienverwaltung hat bereits ihren gesamten 
WEG-Bestand mit fernauslesbaren Geräten ausgestattet, wobei der 
Anteil mit Unternehmensgröße stark abnimmt: von fast einem Viertel (22,9 %) 
der Verwaltungen mit < 400 VE, 10,2 % der Größe 400 – 999 VE, 5,4 % der 
Größe 1.000 – 2.999 VE auf 2,4 % der Größe ≥ 3.000 VE. Das entspricht 4,2 % 
aller von den teilnehmenden Unternehmen verwalteten WEG-Einheiten.

Wie schätzen Sie den aktuellen Fortschritt der  
Umrüstung auf fernablesbare Geräte in dem von Ihrem 
Unternehmen verwalteten Gebäudebestand ein?

ERGEBNISSE

Anteil verwalteter Einheiten nach Objektart, die bereits auf fernauslesbarer Gerätetechnik umgerüstet sind 
(nach Unternehmensgrößen in Anzahl VE | Anteile in Prozent | nWEG = 295, nMiete = 265, nGewerbe = 115)

% 700 402010 30

< 400 VE

400 – 999 VE

1.000 – 2.999 VE

Gesamt

≥ 3.000 VE

in WEG-Objekten in Gewerbe-Objektenin Miet-Objekten

60,0
60,2

41,9

59,4
58,7

51,5

62,9
62,8

49,6

54,9
61,0

46,1

58,1
61,3

47,6

50 60

Bitte geben Sie jeweils eine prozentuale Einschätzung auf Wohnungsebene/
verwalteten Einheiten für die von Ihrem Unternehmen verwalteten WEG- und 
Miet- und Gewerbeobjekte an (falls zutreffend).

Bereits seit dem 1. Dezember 2021 dürfen in Wohn- und Gewerbegebäuden 
ausschließlich funkfähige und somit fernablesbare Messgeräte zur Erfassung 
der Verbrauchsdaten für Wärme und Warmwasser (Funk-, Heizkostenver-
teiler,- Wasserzähler sowie Wärmemengenzähler) installiert werden. Bis zum 
31. Dezember 2026 gilt es nun, noch verbaute Bestandsgeräte entsprechend 
umzurüsten. Fernauslesbarkeit ist dabei nicht die einzige Anforderung an die 
neuen Geräte: Sie müssen außerdem mit einem Smart-Meter-Gateway kom-
patibel und interoperabel sein.1

1  �Verordnung über die verbrauchsabhängige Abrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten (Verordnung über Heiz- 
kostenabrechnung – HeizkostenV) § 5 Ausstattung zur Verbrauchserfassung
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Miet-Verwaltung

•	 Im Mittel sind 61,3 % der verwalteten Miet-Einheiten der teilnehmenden 
Unternehmen bereits mit fernauslesbaren Geräten ausgestattet, wobei 
es zwischen den Unternehmensgrößen keine signifikanten Unterschiede gibt.

•	 Der Anteil an Unternehmen, die noch in keiner einzigen verwalteten 
Miet-Einheit umgerüstet haben, liegt bei 9,5 %, wobei fast ein Viertel 
(23,6 %) der Verwaltungen < 400 VE noch nicht begonnen haben. Das ent-
spricht insgesamt aber nur 1,3 % aller verwalteten WEG-Einheiten der teil-
nehmenden Unternehmen.

•	 Fast doppelt so viele Unternehmen (17,9 %) haben bereits ihren gesamten 
Bestand an Miet-Einheiten ausgestattet, das betrifft insbesondere Ver-
waltungen mit < 400 VE (22,2 %) sowie mit 400 – 999 VE (23,9 %). Das 
entspricht einem Anteil von 10,9 % aller von den teilnehmenden Unterneh-
men verwalteten Miet-Einheiten. 

Gewerbe-Verwaltung

•	 In der Gewerbeverwaltung sind durchschnittlich 47,6 % aller Gewerbe-
einheiten der teilnehmenden Unternehmen umgerüstet.

•	 Der Anteil an Unternehmen, die noch nicht begonnen haben, liegt mit 
21,2 % deutlich über denen der WEG- und Mietverwaltung. Diese ver-
walten 17,0 % der insgesamt von allen teilnehmenden Verwaltungen Gewer-
beeinheiten. 

•	 Umgekehrt haben aber auch bereits 28,3 % der teilnehmenden Verwal-
tungen alle Gewerbeeinheiten mit fernauslesbaren Geräten ausgerüstet, 
v. a. kleine Verwaltungen (34,6 % < 400 VE und 33,3 % mit 400 – 999 VE). 
Diese verwalten insgesamt 16,5 % an allen verwalteten Gewerbe-Einheiten 
der Teilnehmenden.

Seit 
1.12.2021

Seit 
1.12.2022

Bis 
31.12.2026

Ab
1.1.2027

Bis
31.12.2031

•	 Bei Neuinstallationen müssen ausschließlich fernablesbare Mess-
geräte eingebaut werden.

•	 Die Heizkostenabrechnung muss zusätzliche Informationen 
wie CO

2
-Emissionen enthalten.

•	 Bei vorhandenen fernablesbaren Zählern muss den Mietern eine 
monatliche Verbrauchsübersicht zur Verfügung gestellt werden.

•	 Neu installierte Zähler müssen zusätzlich interoperabel und Smart-
Meter-Gateway-kompatibel sein

•	 Alle bereits installierten Zähler und Heizkostenverteiler, die noch 
nicht fernablesbar sind, müssen durch fernablesbare Geräte er-
setzt oder nachgerüstet werden.

•	 Fernablesbare Zähler sind dann verpflichtend für alle betroffenen 
Immobilien.

•	 Bereits installierte fernablesbare Geräte, die nicht interoperabel 
sind oder die weiteren technischen Voraussetzungen nicht er-
füllen, müssen ausgetauscht werden.

ERGEBNISSE

Diese Regelungen betreffen alle Immobilien mit zentraler Heiz- und Warmwasseranlage und min-
destens zwei Wohneinheiten. Ausnahmen gelten nur in wenigen Fällen, etwa bei technischer 
Unmöglichkeit oder unangemessen hohem Aufwand.
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•	 Der größte Hinderungsgrund (54,7 %) für die Umrüstung der Liegen-
schaften auf fernauslesbare Technik wird mit großem Abstand von allen 
Immobilienverwaltungen unabhängig von der Unternehmensgröße in den 
mangelnden Ausrüstungskapazitäten bei den ausführenden Dienstleis-
tern (i.d.R. Messdienstleister) oder Handwerksunternehmen gesehen. 
Je größer das Unternehmen, desto häufiger wird dieser Grund genannt – 
für 63,0 % der Verwaltungen mit ≥ 3.000 VE ist es TOP 1 aber auch für 40,9 % 
der kleinsten Unternehmensgröße < 400 VE.

•	 Jedes vierte Unternehmen (26,0 %) nennt bauliche Hindernisse oder 
die technische Komplexität als Ursache für eine noch nicht abgeschlos-
sene Umrüstung. Aufgrund des größeren Portfolios sind hier erneut größere 
Verwaltungen eher betroffen als kleinere.

•	 An dritter Stelle (25,1 % der Teilnehmenden) werden Schwierigkeiten in 
der Koordination der Ausstattung mit Eigentümern oder Mietern genannt. 
Diese treten häufig deshalb auf, weil Bewohner nicht anzutreffen sind oder 
Termine aufgrund von Kapazitäts- oder Versorgungsengpässen mit Geräten 
auf Seiten der Dienstleister verschoben werden müssen. Häufig ist bei ver-
mieteten Eigentumswohnungen der Hausverwaltung der Mietername nicht 
bekannt, sodass die Terminpost nicht zugestellt werden kann.

•	 Ein nicht zu unterschätzendes Problem (22,2 %) ist aber auch die Ableh-
nung der Funktechnologie durch die Eigentümer, da die Sinnhaftigkeit 
der Maßnahme in Zweifel gezogen wird oder steigende Kosten befürchtet 
werden. 

Falls die Umrüstung noch nicht vollständig ab
geschlossen ist: Welche Faktoren haben den Fortschritt 
der Umrüstung bislang beeinflusst oder behindert?

Falls die Umrüstung noch nicht vollständig abgeschlossen ist: Welche Faktoren haben den Fortschritt der Umrüstung 
bislang beeinflusst oder behindert? (Mehrfachauswahl möglich, außer* | Anteile in Prozent | n = 338)

Versorgungsengpässe bei Geräten

Laufende Verträge mit Messdienstleistern/
Eichfrist noch nicht abgelaufen

Fehlende Beschlüsse durch Eigentümer

Investitionskosten

% 0 3010

ERGEBNISSE

Ablehnung von Funktechnologie 
durch Eigentümer

Koordination mit Eigentümern und Mietern

 Technische Komplexität/
bauliche Hindernisse

Ausrüstungskapazitäten bei 
Dienstleistern/Handwerkern 54,7

40 50 60

Andere

Ablehnung von Funktechnologie 
durch Mieter

Alle von uns vertraglich betreuten Objekte/
verwalteten Einheiten sind bereits umgerüstet.*

20

26,0

25,1

22,2

18,6

17,8

17,5

12,7

8,0

7,7

6,5

Mehrfachauswahl möglich.



12 ERGEBNISSE

Halten Sie es für realistisch, dass Sie die Frist zur 
Umrüstung der von Ihrem Unternehmen verwalteten 
Objekte auf fernablesbare Messtechnik bis zum 
31. Dezember 2026 einhalten können?

%

Halten Sie es für realistisch, dass Sie die Frist zur Umrüstung der von Ihrem Unternehmen verwalteten Objekte auf 
fernablesbare Messtechnik bis zum 31. Dezember 2026 einhalten können? Bitte geben Sie jeweils eine Einschätzung für die 
von Ihrem Unternehmen verwalteten WEG- und Miet- und Gewerbeobjekte an (falls zutreffend). 
(Anteile in Prozent | | nWEG = 295, nMiete = 265, nGewerbe = 115)

10

20

30

40

50

0

60

Ja, problemlos Nein, wahrscheinlich nichtJa, mit größeren Anstrengungen

WEG-Objekte Gewerbe-ObjekteMiet-Objekte

44,8

36,2

19,0

53,5

31,0

15,5

51,3

28,7

20,0

WEG-Verwaltung

•	 81,0 % der Immobilienverwaltungen gehen davon aus, die Frist für ihre 
WEG-Objekte einhalten zu können, aber v. a. jedes zweite große Unter-
nehmen ab 3.000 VE (52,4 %) nur mit größeren Anstrengungen.

•	 Für fast jedes fünfte (19,0 %) Unternehmen ist die Frist wahrscheinlich 
nicht zu halten, insbesondere kleinere Verwaltungen (23,8 % mit  
< 400 VE). Häufigste Gründe hierfür sind v. a. mangelnde Ausrüstungs-
kapazitäten bei Dienstleistern/Handwerkern (60,0 %), bauliche Hindernisse 
in den Liegenschaften (34,5 %) sowie Ablehnung der Funktechnologie 
durch die Eigentümer (36,4 %). Im Mittel werden bei diesen Unternehmen 
40,4 % der Wohnungen nicht rechtzeitig umgerüstet, das sind bezogen 
auf den Gesamtbestand aller teilnehmenden Unternehmen 6,9 % der 
WEG-Einheiten.

Bitte geben Sie jeweils eine Einschätzung für die von Ihrem Unternehmen 
verwalteten WEG- und Miet- und Gewerbeobjekte an (falls zutreffend).

Folgefrage bei Antwortoption „nein wahrscheinlich nicht“: 

Wie hoch schätzen Sie den Anteil an den von Ihrer 
Immobilienverwaltung verwalteten Einheiten ein, der 
bis zum 31. Dezember 2026 nicht mit funkfernaus
lesbarer Technik ausgestattet sein wird? 

Bitte geben Sie jeweils eine Einschätzung für die von Ihrem Unternehmen 
verwalteten WEG- und Miet- und Gewerbeobjekte an (falls zutreffend).
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Miet-Verwaltung

•	 Mehr als die Hälfte (53,5 %) der Verwaltungen werden ihre verwalteten 
Miet-Objekte ohne Probleme bis Ende 2026 ausgestattet haben, ein 
knappes Drittel (31,0 %) nur mit größeren Anstrengungen.

•	 15,5 % der Unternehmen, fast jedes fünfte des kleinsten Größenclusters 
(19,0 %), sehen Schwierigkeiten bis dahin fertig zu sein und nennen 
hierfür vor allem Ausrüstungskapazitäten bei Dienstleistern/Handwerkern 
(52,4 % der Betroffenen) sowie die Koordination mit Eigentümern und 
Mietern (45,2 %) als Gründe. Im Mittel wird bei diesen Verwaltungen jede 
dritte Wohnung (31,7 %) nicht fristgerecht ausgestattet, das sind bezogen 
auf den Gesamtbestand aller teilnehmenden Unternehmen 3,1 % der Miet-
Einheiten.

Gewerbe-Verwaltung

•	 80,0 % der Verwaltungen mit Gewerbeobjekten werden die Frist ein-
halten (51,3 % problemlos, 28,7 % mit größeren Anstrengungen).

•	 Jedes fünfte Unternehmen (20,0 %) wird wahrscheinlich nicht rechtzeitig 
alle Gewerbe-Einheiten mit fernauslesbaren interoperablen Geräten aus-
gestattet haben. Hier werden als die drei häufigsten Hindernisse neben 
den Ausrüstungskapazitäten bei Handwerkern/Dienstleistern (66,7 %), die 
technische Komplexität/bauliche Hindernisse (41,7 %) auch die Investitions-
kosten (37,5 %) genannt. Im Mittel werden bei diesen Verwaltungen 65,5 % 
der Gewerbeeinheiten nicht fristgerecht ausgestattet, das sind bezogen 
auf den Gesamtbestand aller teilnehmenden Unternehmen 14,4 % der Ge-
werbe-Einheiten.

ERGEBNISSE

%

Halten Sie es für realistisch, dass Sie die Frist zur Umrüstung der von Ihrem Unternehmen verwalteten Objekte auf 
fernablesbare Messtechnik bis zum 31. Dezember 2026 einhalten können? Bitte geben Sie jeweils eine Einschätzung für die 
von Ihrem Unternehmen verwalteten WEG- und Miet- und Gewerbeobjekte an (falls zutreffend). 
(Anteile in Prozent | | nWEG = 295, nMiete = 265, nGewerbe = 115)

10

20

30

40

50

0

60

Ja, problemlos Nein, wahrscheinlich nichtJa, mit größeren Anstrengungen

WEG-Objekte Gewerbe-ObjekteMiet-Objekte

44,8

36,2

19,0

53,5

31,0

15,5

51,3

28,7

20,0



14

Für welchen Anteil der von Ihnen verwalteten 
Liegenschaften stellen Sie bereits die unterjährige 
Verbrauchsinformation (uVI) regelmäßig bereit?

ERGEBNISSE

Anteil verwalteter WE/VE nach Objektart, die eine unterjährige Verbrauchserfassung erhalten 
(nach Unternehmensgrößen | nWEG = 295, nMiete = 265, nGewerbe = 115)

% 500 402010 30

< 400 VE

400 – 999 VE

1.000 – 2.999 VE

Gesamt

≥ 3.000 VE

in WEG-Objekten in Gewerbe-Objektenin Miet-Objekten

32,9
40,0

8,6

34,2
35,5

15,2

35,6
40,2

31,6

28,3
39,0

29,4

31,5
39,1

28,0

Seit dem 1. Januar 2022 müssen Bewohnern bzw. Nutzern in fernauslesbaren 
Liegenschaften monatlich aktuelle Verbrauchsinformationen (uVI) mitgeteilt 
werden.2

Bitte geben Sie jeweils eine prozentuale Einschätzung auf Wohnungsebene/
verwaltete Einheiten für die von Ihrem Unternehmen verwalteten WEG- und 
Miet- und Gewerbeobjekte an (falls zutreffend).

WEG-Verwaltung

•	 Durchschnittlich für jede dritte Wohnung (31,5 % der WE) des von den 
Teilnehmenden verwalteten WEG-Bestandes wird derzeit die uVI regel-
mäßig bereitgestellt, obwohl im Mittel bereits 58,1 % des Bestandes mit 
fernauslesbaren Geräten ausgestattet sind (siehe Frage S. 9).

•	 Ein Viertel (25,2 %) der teilnehmenden WEG-Verwaltungen versendet 
bisher keine uVI bzw. stellt diese bereit. Nur in 6,8 % der WEG-Verwal-
tungen erhalten alle von diesen verwalteten Bestände bereits eine uVI. 
Insbesondere bei kleineren Verwaltungen (16,2 % im Cluster < 400 VE) 
aber noch keine Verwaltung ab 3.000 VE stellt für ihren gesamten WEG-
Bestand die uVI bereit.

Miet-Verwaltung

•	 39,1 % der Mieter in den von den Teilnehmern verwalteten Mietein-
heiten erhalten derzeit die uVI regelmäßig.

•	 Mehr als ein Drittel der Hausverwaltungen (34,8 %) versenden noch 
keine uVI an Mieter ihres verwalteten Mietbestandes, 8,7 % der Unter-
nehmen stellen für alle von ihren verwalteten Mietwohnungen die uVI zur 
Verfügung.

2  �Verordnung über die verbrauchsabhängige Abrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten (Verordnung über Heizkos-
tenabrechnung - HeizkostenV) § 6a Abrechnungs- und Verbrauchsinformationen; Informationen in der Abrechnung
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Wie stellen Sie die regelmäßige Verbrauchsinformation 
aktuell überwiegend bereit?

Wie stellen Sie die regelmäßige Verbrauchsinformation aktuell überwiegend bereit? 
(Anteile in Prozent | n = 336)

In Papierform

Noch keine Bereitstellung

Per E-Mail

Über ein digitales Kundenportal

%

4,8

53,3

18,8

23,2

Gewerbeverwaltung

•	 Nur für durchschnittlich 28,0 % der verwalteten Gewerbeeinheiten 
wird die uVI regelmäßig zur Verfügung gestellt, in kleinen Verwaltungen 
< 400 VE liegt der Anteil nur bei 8,6 %. 

•	 Mehr als die Hälfte (54,4 %) der teilnehmenden Verwaltungen mit 
Gewerbeeinheiten stellen bisher für keines ihrer Gewerbeobjekte die 
uVI bereit, 14,9 % der Unternehmen bieten für alle von ihnen verwalteten 
Gewerbeeinheiten diesen Service an.

Bitte wählen Sie eine zutreffende Antwortmöglichkeit aus

•	 Mehr als die Hälfte der teilnehmenden Immobilienverwaltungen (53,3 %) 
stellt die uVI den Bewohnern über ein digitales Kundenportal zur Ver-
fügung. Häufig bieten die vertraglich gebundenen Messdienstleister solche 
Portale an, das bedeutet dann aber auch Pflegeaufwand und Rückfragen 
für Nutzer für verschiedene Portale, alternativ kommt ein eigenes (Mieter-)
Portal zum Einsatz. V. a. große Unternehmen ab 3.000 VE nutzen diese 
Möglichkeit, wohingegen kleine Verwaltungen bisher den E-Mail-Versand 
bevorzugen.

•	 18,8 % nutzen überwiegend die Möglichkeit des E-Mail-Versandes, jede 
vierte Verwaltung (25,5 %) mit 400 – 999 VE aber nur 15,2 % der größeren 
Unternehmen.

•	 Nur 4,8 % der Verwaltungen versenden die uVI regelmäßig in Papierform.

•	 Fast jedes vierte Unternehmen (23,5 %) stellt überwiegend noch gar 
keine uVI bereit, überdurchschnittlich häufig (39,3 %) kleinere Verwal-
tungen mit < 400 VE.
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Welche Herausforderungen hatten oder haben Sie bei 
der Umsetzung der uVI? 

Welche Herausforderungen hatten oder haben Sie bei der Umsetzung der uVI? 
(Mehrfachauswahl möglich, außer* | Anteile in Prozent | n = 338)

 Kapazitätsengpässe bei den ausführenden 
Messdienstleistern

Technische Umsetzung (z. B. Software)

Durchsetzung der zusätzlichen Kosten

 Datenschutzanforderungen

% 0 3010

ERGEBNISSE

Widerstand oder mangelnde Akzeptanz bei 
Mietern/Eigentümern

 Unterjährig mehr Zeitaufwand durch Rückfragen 
zum Zugang zur uVI (bzw. zur App, 

Kundenportal etc.) von Eigentümer/Mietern

 Unterjährig mehr Zeitaufwand durch 
inhaltliche Rückfragen von Eigentümer/Mietern

Aufwand der Datenverarbeitung 42,1

40 50

Fehlerhafte Inhalte z. B. durch falsche 
Abgrenzung bei Mieterwechsel

Andere

Keine*

20

36,3

36,0

33,3

32,2

29,5

24,9

22,2

17,0

13,5

5,0

Mehrfachauswahl möglich.

•	 Am häufigsten wird der Aufwand bei der Datenverarbeitung (42,1 %) 
genannt, darunter fallen u. a. die Pflege von Mieter-/Eigentümerdaten in 
den einzelnen Portalen, Einholen und Aktualisierung von E-Mail-Adressen, 
Einrichten der Zugänge etc.

•	 Unterjährig mehr Zeitaufwand durch inhaltliche Rückfragen von Eigen-
tümern/Mietern, beklagen 36,3 % der Teilnehmer, insbesondere große 
Unternehmen ab 3.000 VE (50,0 %). Diese Rückfragen gab es vor der Ein-
führung der uVI i.d.R. verstärkt mit Versenden/Bereitstellen der jährlichen 
Heizkostenabrechnung. 

•	 Ebenfalls muss mehr Zeit für Rückfragen zum Zugang zur uVI aufge-
wendet werden – 36,0 % der Immobilienverwaltungen bemängeln dies, 
v. a. Unternehmen, die die uVI überwiegend in Kundenportalen zur Verfü-
gung stellen (43,2 %). 

•	 Teilnehmende Immobilienverwaltungen, die bisher überwiegend noch 
keine uVI bereitstellen, sehen besonders in der technischen Umsetzung 
eine Herausforderung (41,0 % dieser Gruppe).

•	 Nur 5,0 % der Teilnehmenden hatten oder haben Herausforderungen 
bei der Umsetzung der uVI.
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•	 Bisher haben durchschnittlich in 14,0 % der teilnehmenden Immobilien-
verwaltungen Mieter oder einzelne Eigentümer von ihrem Kürzungsrecht 
Gebrauch gemacht, wobei der Anteil an Verwaltungen ab 3.000 VE schon 
bei 23,9 % liegt. 

•	 Im Mittel haben bei den betroffenen Unternehmen allerdings nur 2,1 % der 
berechtigten Nutzer eine Kürzung vorgenommen.

Nutzer (z. B. Mieter oder einzelne Eigentümer) in 
fernauslesbaren Liegenschaften können ihre Heizkosten-
abrechnung um 3 % kürzen, wenn die uVI nicht 
bereitgestellt wird (§ 12 HKVO). Haben bereits Nutzer 
(Mieter oder einzelne Eigentümer) von ihrem Kürzungs-
recht Gebrauch gemacht? 

Nutzer (z. B. Mieter oder einzelne Eigentümer) in fernauslesbaren Liegenschaften können ihre Heizkostenabrechnung 
um 3 % kürzen, wenn die uVI nicht bereitgestellt wird (§ 12 HKVO). Haben bereits Nutzer (Mieter oder einzelne 
Eigentümer) von ihrem Kürzungsrecht Gebrauch gemacht? (n = 257)

%
Nein

86,0

14,0
Ja

Bitte wählen Sie eine zutreffende Antwortmöglichkeit aus.

Lassen Sie sich die Bereitstellung der unterjährigen 
Verbrauchsinformation in den WEG vergüten?  

Wenn ja, welche Gebühr erheben Sie dafür monatlich je WE? Bitte wählen Sie 
eine zutreffende Antwortmöglichkeit aus.

•	 Bisher lassen sich insgesamt nur 17,9 % der teilnehmenden Immobilienver-
waltungen die Bereitstellung der uVI vergüten, wobei es unter den Unter-
nehmern ab 3.000 Einheiten Verwaltungsbestand bereits 33,3 % sind.

•	 Die monatliche Vergütung bewegt sich dabei in einer Spanne von 0,40 bis 
10,00 Euro netto pro WE und liegt im Mittel bei 3,31 Euro netto pro WE, 
der Median bei 3,00 Euro netto pro WE. Ein knappes Viertel (24,3 %) berech-
net maximal 1 Euro, am häufigsten (Modalwert) werden 5,00 Euro netto 
pro WE in Rechnung gestellt (21,6 %).

%

Lassen Sie sich die Bereitstellung der unterjährigen Verbrauchsinformation in den WEG vergüten? 
(Anteile in Prozent | n = 330)

80

0

20

40

60

100

< 400 VE 400 - 999 VE 1.000 - 2.999 VE ≥ 3.000 VE Gesamt

Nein Ja

15,1

84,9 88,3

11,7 18,1

81,9

33,3

66,7

82,1

17,9
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Wie schätzen Sie den bisher entstandenen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand durch die Umsetzung der HKVO-
Anforderungen ein? 

ERGEBNISSE

%

Wie schätzen Sie den bisher entstandenen zusätzlichen Verwaltungsaufwand durch die Umsetzung der HKVO- 
Anforderungen ein? (Anteile in Prozent | n = 330)

10

20

30

40

50

60

0

70

80

90

100

 Für die Umrüstung auf fernauslesbare, 
interoperable Messtechnik

Gering Moderat Hoch Sehr hoch

Für die Einführung der unterjährigen 
Verbrauchsinformation (uVI)

16,1

36,7

38,2

9,1

33,3

35,5

24,5

6,7

Bitte wählen Sie jeweils eine zutreffende Antwortmöglichkeit aus. 

•	 Den zusätzlichen Verwaltungsaufwand, der für die Umrüstung auf fern-
auslesbare, interoperable Messtechnik bisher entstanden ist, schätzt 
mehr als die Hälfte der teilnehmenden Immobilienverwaltungen (52,7 %) 
als sehr hoch (16,1 %) oder hoch (36,7 %) ein. 

•	 Nicht mal jedes zehnte Unternehmen (9,1 %) stuft den hinzukommenden 
Aufwand als gering ein, unter großen Verwaltungen ab 3.000 VE sind es 
sogar nur 2,2 %.

•	 Den zusätzlichen Verwaltungsaufwand, der für die Einführung der 
unterjährigen Verbrauchsinformation bisher entstanden ist, schätzen 
mehr als zwei Drittel der teilnehmenden Immobilienverwaltungen 
(68,8 %) als sehr hoch (33,3 %) oder hoch (35,5 %) ein. 

•	 Unternehmen, die die uVI bisher überwiegend in Papierform zur Verfü-
gung stellen (siehe Frage S. 15) schätzen den entstandenen Aufwand zu 
100 % als sehr hoch (56,2 %) oder hoch (43,8 %) ein, wohingegen der Anteil 
bei Verwaltungen, die ein digitales Kundenportal nutzen, 61,9 % den Auf-
wand als sehr hoch (29,0 %) oder hoch (32,9 %) einstufen. 
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Welche langfristigen Vor- oder Nachteile sehen Sie in der 
Einführung von fernablesbaren Geräten und der uVI? 

Welche langfristigen Vor- oder Nachteile sehen Sie in der Einführung von fernablesbaren Geräten und der uVI? 
(Mehrfachauswahl möglich | Anteile in Prozent | n = 338)

 Keine Vorteile erkennbar

 Effizientere Abrechnungsprozesse auf 
Seiten der Immobilienverwaltungen

 Weniger Personalaufwand in der 
Immobilienverwaltung für den Prozess der 

Heizkostenabrechnung

 Andere

% 0 3010

ERGEBNISSE

Mehr Personalaufwand in der 
Immobilienverwaltung für den Prozess der 

Heizkostenabrechnung

 Effizientere Abrechnungsprozesse auf Seiten 
der Messdienstleister

 Höhere Transparenz für Nutzer

Steigende Kosten für Gerätetechnik und 
Heiz-/Betriebskostenabrechnung

40 50

Verbesserte Energieeffizienz in den 
Liegenschaften

Sinkende Kosten für Gerätetechnik und 
Heiz-/Betriebskostenabrechnung

Keine Nachteile erkennbar

20

43,2

40,5

31,7

29,6

27,5

15,7

11,8

10,7

5,9

2,7

47,0

Bitte wählen Sie alle zutreffenden Antwortmöglichkeiten aus.

•	 Fast die Hälfte der Teilnehmenden (47,0 %) bemängelt unabhängig von 
der Unternehmensgröße steigende Kosten für die Gerätetechnik sowie 
die Heiz-/Betriebskostenabrechnung als nachteilig, gefolgt von mehr 
Personalaufwand in der Immobilienverwaltung für den Prozess der 
Heizkostenabrechnung (31,7 %). 

•	 Als Vorteil erkennen unabhängig von der Unternehmensgröße aber 43,2 % 
eine höhere Transparenz für den Nutzer in der Möglichkeit, unterjährig 
seinen Verbrauch zu erfassen und einzusehen.

•	 Effizienzsteigerungen beim Abrechnungsprozess werden vor allem auf 
Seiten der Messdienstleister gesehen (40,5 %) v. a. von größeren Unter-
nehmen (50,0 % des Clusters ≥ 3.000 VE) wohingegen nur 27,5 % effizi-
entere Abrechnungsprozesse auf Seiten der Immobilienverwaltungen 
sehen, unter den kleineren Hausverwaltungen sogar nur 16,1 %. Auf beiden 
Seiten nehmen insgesamt 22,2 % der Teilnehmenden Effizienzsteigerun-
gen wahr.

•	 Das eigentlich angestrebte Ziel der Bundesregierung einer verbesserten 
Energieeffizienz durch ressourcenschonenderes Verhalten und klimafreund-
licherer Gebäudebewirtschaftung aufgrund einer verbesserten Datenlage 
bestätigt nur jedes zehnte (10,7 %) der teilnehmenden Unternehmen.

•	 Insgesamt sehen 29,6 % der Verwaltungen keine Vorteile in der Ein-
führung der Gerätetechnik sowie uVI und nur 2,7 % können keine 
Nachteile feststellen. 

•	 Unter anderen Gründen werden vielfach das Desinteresse oder die Über-
forderung der Nutzer an bzw. durch die uVI gesehen, sowie das insgesamt 
fehlende Kosten-Nutzen-Verhältnis der Maßnahmen.
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0,3

ÜBER DIE UMFRAGE

•	 Erhebungsmethode: Onlinepanelbefragung
•	 Zielgruppe: Immobilienverwaltungen
•	 Stichprobengröße: nmax = 338 je nach Fragestellung
•	 Erhebungszeitraum: 20. Januar – 2. Februar 2025

•	 An der Umfrage haben schwerpunktmäßig Immobilienverwaltungen mit 
bis zu 2.999 VE (insgesamt 86,4 % der Befragten) teilgenommen.

•	 Im Mittel verwalten die Teilnehmenden 1.507 VE.

Mittlere Objektgrößen

•	 Die durchschnittliche Objektgröße der teilnehmenden Immobilienverwal-
tungen beträgt 17,2 WE je WEG-Objekt und 13,0 WE je Mietobjekt

•	 24,3 % der Immobilienverwaltungen verwalten WEG-Objekte mit einer 
durchschnittlichen Größe von > 5 bis 10 WE, 27,4 % WEG-Objekte mit einer 
durchschnittlichen Größe von > 10 bis 15 WE

•	 Die Mehrheit von 40,3 % der Unternehmen verwaltet Miet-Objekte mit 
einer durchschnittlichen Objektgröße von > 5 bis 10 WE.

Untersuchungsansatz

Teilnehmende

Unternehmensgröße nach verwalteten Einheiten

Unternehmensgröße teilnehmender Verwaltungen nach insgesamt verwalteten Einheiten (VE) 
(ohne Garagen/Stellplätze/Gemeinschaftsräume/Grundstücke (Anteile in Prozent | n = 338)

< 400 VE

400 – 999 VE

1.000 – 2.999 VE

3.000 – 5.999 VE

6.000 – 9.999 VE

10.000 – 20.000 VE

> 20.000 VE

%

0,6

3,3

9,5

30,5

28,4

27,5

Unternehmensgröße teilnehmender Verwaltungen nach 
durchschnittlicher Größe der verwalteten WEG-Objekte  
in VE WEG/Objekt (Anteile in Prozent | n = 296)

Unternehmensgröße teilnehmender Verwaltungen 
nach durchschnittlicher Größe der verwalteten Miet-
Objekte in VE Miet/Objekt (Anteile in Prozent | n = 268)

3,0

%

5,4
5,7

18,6
27,4

24,3
4,4

11,1

max. 5 > 5 – 10 > 10 – 15 > 15 – 20 > 20 – 25 > 25 – 30 > 30 – 40 > 40

1,9

%

4,9
3,4

15,3 40,3

15,3

10,4

8,6

Durchschnittliche Objektgröße in VE/Objekt
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•	 Im Mittel beschäftigen die teilnehmenden Unternehmen 9,2 Mitarbeitende 
inklusive Auszubildende (Anzahl Köpfe).

•	 Die Mehrheit zählt zu den Kleinstunternehmen3 (gemessen an der Mitar-
beiterzahl) und hat maximal 9 Beschäftigte (76,3 %).

•	 Ein knappes Viertel (21,3 %) gehört zur Kategorie kleine Unternehmen mit 
10 bis maximal 49 Mitarbeitenden.

Unternehmensgröße nach Mitarbeitenden (Köpfe) Mitarbeitende inklusive Auszubildende (Köpfe)
(Anteile in Prozent, n = 338)

1

2

3 – 5

6 – 9 

10 – 15

16 – 20

21 – 30

0

20

40

50

60

2,1

Durchschnittlich Beschäftigte inkl. Auszubildende nach Unternehmensgröße (Köpfe)
(Mittelwerte Anzahl Köpfe |  n = 338)

31 – 49

50 – 100

> 100

< 400 VE 400 – 999 VE 1.000 – 2.999 VE 3.000 – 5.999 VE 6.000 – 9.999 VE 10.000 – 20.000 VE Gesamt 
(inkl. > 20.000 VE)

14,5

%

1,8

3,6

19,5

30,5

11,8

4,7

11,2

0,61,8

30

10

3,8

9,0

25,3

37,5

54,5

9,2

3  �Definition KMU (kleine und mittlere Unternehmen) des Statistischen Bundesamtes in Anlehnung an die Empfehlung 
(2003/361/EG) der Europäischen Kommission nach Umsatz- und Beschäftigtengrößenklassen.
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•	 90,6 % der teilnehmenden Immobilienverwaltungen haben als Tätigkeits-
feld die WEG-Verwaltung, 74,9 % die Mietverwaltung, 66,7% bieten beides an.

•	 Der Anteil an Unternehmen mit WEG-Verwaltung in allen Größenclustern 
liegt zwischen 95,8 % (1.000 – 2.999 VE) und 78,5 % (400 – 999 VE).

•	 Viele Immobilienverwaltungen haben ein großes Dienstleistungsspektrum: 
32,8 % decken vier oder mehr und 22,2 % drei Tätigkeitsfelder ab.

Hauptsächliches Tätigkeitsfeld

•	 Die Mehrheit (44,4 %) der teilnehmenden Unternehmen hat Ihren Haupt-
firmensitz in der Region Süd, 23,1 % in der Region West, ein Fünftel in der 
Region Ost (20,5 %) und 12,0% in der Region Nord. Gemessen an der Un-
ternehmensanzahl der Umsatzsteuerstatistik sind Unternehmen der Region 
Süd überrepräsentiert, Region West und Nord unterrepräsentiert.

Regionale4 Zugehörigkeit (Standort des Hauptfirmensitzes)

Hauptsächliches Geschäftsfeld der teilnehmenden Immobilienverwaltungen
(Anteile in Prozent | n = 338)

Sondereigentumsverwaltung

Gewerbeverwaltung

Vermittlung/Maklertätigkeit

% 0 4020

 Sonstige

Mietverwaltung

WEG-Verwaltung

10060

Standort des Hauptfirmensitzes der Umfrageteilnehmenden nach Regionen
(Anteil Teilnehmender in Prozent | n = 338)

Nord Ost Süd West

%

Unternehmensgröße nach verwalteten Einheiten (VE) teilnehmender Verwaltungen 
sowie deren Hauptfirmensitz nach Region (in Prozent | n = 338)
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< 400 VE 400 – 999 VE 1.000 – 2.999 VE 3.000 – 5.999 VE 6.000 – 9.999 VE 10.000 – 20.000 VE > 20.000 VE

Nord

Ost

Süd

West

90,6

Facility Management

 Sachverständigentätigkeit

 Vermögensverwaltung

 Bauträgergeschäft

Zwangs-/Insolvenzverwaltung

80

74,9

45,9

26,0

26,0

7,6

2,9

2,3

2,0

1,8

0,3

27,5

%

12,0

20,5

44,4

23,1
28,4

30,5

9,5

3,3
0,6 0,3

4  ��Regionen: Nord: Niedersachsen, Hamburg, Schleswig-Holstein, Bremen 
Ost: Brandenburg, Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen, Sachsen-Anhalt, Sachsen 
Süd: Baden-Württemberg, Bayern; West: Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland



24

Verband der Immobilienverwalter  
Deutschland e. V.

Leipziger Platz 9
10117 Berlin
T 030 300 96 79 - 0

www.vdiv.de Stand: März 2025


